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A 0092/2017 (VWD) 
Auftrag Verena Meyer (FDP.Die Liberalen, Mühledorf): Einführung der Mehrfach-

stimmvertretung in Solothurner Zweckverbänden (10.05.2017)  

 
Der Regierungsrat wird beauftragt die gesetzlichen Grundlagen (Gemeindegesetz, Gesetz 
über die politischen Rechte, etc.) so anzupassen, dass bei Delegiertenversammlungen ein De-
legierter/eine Delegierte mehrere Stimmen einer Gemeinde vertreten kann. Es sollte den Ge-
meinden überlassen bleiben, wie sie ihre Stimmrechte in Zweckverbänden ausüben.  
 
Begründung 10.05.2017: schriftlich. 
 
Gemäss §175 Abs. 1 im Gemeindegesetz ist die Wahlart der Delegierten, sofern in den Statu-
ten nicht vorgesehen, von den Verbandsgemeinden in der Gemeindeordnung bestimmt.  
Über die Bestimmung der Stimmkraft macht der Paragraph keine Aussage. Hingegen steht in 
Abs. 3, dass die Delegierten die Instruktionen der Verbandsgemeinden zu befolgen haben 
und diesen Bericht zu erstatten haben. 
In der Praxis ergibt sich dadurch eine undankbare Situation, welche wenig zur Motivation 
amtierender Delegierter beiträgt und auch die Suche nach neuen Delegierten erschwert. In 
diesem Paragraph wird zwar nicht explizit darauf hingewiesen, dass jeder Delegierter nur 
eine Stimme zu vertreten hat, diese Auslegung ergibt sich aber aus dem Gesetz über die poli-
tischen Rechte, dort wird das persönliche Stimm- und Wahlrecht bestimmt und daraus ein 
sogenanntes „Kopfstimmrecht“ abgeleitet, d.h. eine Person kann eine Stimme abgeben.  
So hat beispielsweise eine grössere Gemeinde allenfalls weit über 5 Delegierte zu bestimmen, 
die anlässlich einer Gemeinderatssitzung zusammen mit dem Gemeinderat die Haltung der 
Gemeinde diskutieren. Der Gemeinderat entscheidet abschliessend, welche Haltung zu den 
jeweiligen Anträgen von den Delegierten zu vertreten ist. An der Versammlung haben dann 
alle Delegierten (x-Personen) anwesend zu sein, um die einheitliche Meinung der Gemeinde 
zu vertreten, sie erfüllen quasi eine Art „Briefträgerfunktion“ des Gemeinderates.  
Im Bernischen Gemeindegesetz ist dies anders geregelt. Die Erfahrungen im Kanton Bern zei-
gen keine negativen Auswirkungen, im Gegenteil, auch der Bucheggberg machte in grenz-
übergreifenden Zweckverbänden, die nach bernischem Recht funktionieren, bereits beste 
Erfahrungen mit dieser Mehrfachstimmvertretung.  
 

Bernisches Gemeindegesetz (https://www.belex.sites.be.ch/frontend/versions/158): 
In den Art. 130-135 sind die Gemeindeverbände geregelt (entsprechen den Solothurnischen 
Zweckverbänden).  
Art. 133 Organisation lautet wie folgt: 
1 Notwendige Organe des Gemeindeverbandes sind eine Exekutive und die Stimmberechtig-
ten der Verbandsgemeinden oder ein Verbandsparlament. Artikel 24 Absatz 3 ist nicht an-
wendbar. 
2 Die Verbandsgemeinden bestimmen, wie sie ihre Stimmkraft im Verbandsparlament ausü-
ben; sie regeln die Stellvertretung.  
3 Die Verbandsgemeinden können ihre Vertreterinnen und Vertreter instruieren und ihnen 
verbindliche Weisungen erteilen. 
Die Anpassung der solothurnischen Gesetzesgrundlagen macht aus oben erwähnten Gründen 
durchaus Sinn.  
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